
· , 
PRASIDIUM DES 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFES 

1010 Wien, Judenplatz 11 

GZ 2300/6-Präs/88 

An die 
Parlamentsdirektion 

Parlament 
1017 Wie n 

Datum: 

I Vortsilt.~.:.!.~ 1988 ' ~ 
.... _~-

Der Verfassungsgerichtshof übermittelt anbei 25 Ausfertigun­

gen der Stellungnahme, die er zu dem mit Note des Bundes­

kanzleramtes vom 23. Februar 1988, GZ 600.635/83-V/l/87, 

versendeten Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes über das 

Recht auf Sozialversicherung und Sozialhilfe u.e. abgibt. 

Beilagen 

Für dlfl r);-;hH2k~t 
dar Austt>;rti~un9~ 

\' Hk) ~y() -0t ~ 

Wien, am 25. März 1988 

Der Präsident: 

Dr. A d a m 0 v ich 

2/SN-109/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 3

www.parlament.gv.at



PRXSIDIUM DES 
VERFASSUNGSGERICHTSHOFES 

1010 Wien, Judenplatz 11 

GZ 2300/ß-Präs/88 

An das 
Bundeskanzleramt-Verfassungs­
dienst 

Ballhausplatz 2 
1014 Wie n 

Zu GZ 600.635/83-V/1/87 
vom 23. Februar 1988 

Der Verfassungsgerichtshof nimmt zu dem mit der oben bezeich­

neten do. Note versendeten Entwurf eines Bundesverfassungs­

gesetzes über das Recht auf Sozialversicherung und Sozial­

hilfe wie folgt Stellung: 

Nach den Erläuterungen soll durch die Regelung des Art. I 

Abs. 1 des Entwurfes einerseits die Institution "Sozialver­

sicherung" verfassungsrechtlich garantiert und andererseits 

die Gesetzgebung verpflichtet werden, "soziale Sicherheit" 

zu gewährleisten. Für den Einzelnen werde damit ein Recht 

auf gleichberechtigte Teilnahme am System der Sozialver­

sicherung verbunden sein. Eingriffe in diese Garantie wür­

den der verfassungsgerichtlichen Prüfung unterliegen. 

Ziel des Art. lAbs. 2 ist es nach den Erläuterungen, ein -

insbesondere gegenüber dem System der Sozialversicherung -

subsidiäres, aber subjektives Recht auf Sozialhilfe einzu­

räumen. 
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Mit diesen Regelungen wird ein neuartiges verfassungsrecht­

liches System geschaffen, ohne daß deutlich würde, mit welchen 

rechtlichen Mitteln es durc?gesetzt werden soll; es liegt die 
Annahme nahe, daß diese Mittel für die beiden Absätze rechts­

technisch verschieden sein sollen. 

Solange diese grundsätzliche, für allfällige Vorschläge und 

Einwendungen des Verfassungsgerichtshofes entscheidende Frage 
nicht geklärt ist, sieht sich der Verfassungsgerichtshof nicht 

in der Lage, zum Entwurf Stellung zu nehmen. 

Wien, am 25. März 1988 

Der Präsident: 

Dr. A d a m 0 v ich 
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